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nen gemäss) ähnlich wie die Vertretter Frankreichs, Belgiens und Italiens in 
Wien, in einer Note2 an das k.k. Ministerium, die kais. Regierung zum Beitritte 
zur Münzconvention eingeladen habe. Ebensowenig als ich haben auch die Ver
treter Frankreichs, Belgiens und Italiens bis jetzt in dieser Frage Antwortsnoten 
vom k.k. Ministerium des Äussern erhalten.

Da man nicht nur in Wien, sondern auch in ganz Deutschland in der Meinung 
ist, der «Bund» sei das Organ des Bundesrathes und dass alle Artikel unter der 
Unterschrift «aus dem Bundesrathe» directe von der hohen Behörde der Redac
tion übergeben werden, so muss die hiesige Regierung der Ansicht sein, dass ich 
diese unwahren Angaben wirklich gemacht habe, was mich natürlich derselben 
gegenüber in eine schiefe Stellung bringt. Es ist nun seit Wochen das zweite Mal, 
dass so ganz unwahre Angaben über Berichte von mir an den hohen Bundesrathe 
die Runde durch die Zeitungen machen. Es wäre mir daher sehr wichtig, wenn 
Sie, hochgeachteter Herr Bundespräsident, einen Einfluss darauf nehmen wür
den, dass meine Mittheilungen, soweit sie im Auszuge der Öffentlichkeit überge
ben werden, wenigstens im «Bunde» nur der Wahrheit gemäss dargestellt werden 
möchten.

2. Non reproduite. Cette note est du 12 janvier 1867. Cf. E 2200 Vienne 1/48; cf. aussi n° 64.
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Le Ministre de Suisse à Paris, J. C. Kern, 
au Président de la Confédération, C. Fornerod

RP  Paris, 30. Januar 1867

Der Umstand, dass die Direktion du Contentieux au Ministère des Affaires 
étrangères in folge Beförderung des bisherigen Direktors Noël gewechselt hat, u. 
an Geofroy übergegangen ist, ist Ursache, dass ich auf die schon vor einiger Zeit 
verlangten Informationen betreffend die in Ihren zwey Schreiben vom 
26. Dezemb. 661 berührten Fragen erst gestern Auskunft erhalten konnte, die ich 
Ihnen mit Gegenwärtigem mitzutheilen die Ehre habe.

1. Betreffend Reklamationen von Schweizern in Paysandu.2 
Wie Ihnen seiner Zeit (unterm 28 Aug. lezten Jahres) Marquis de Turgot mitge- 

theilt hat3, fand die französische Regierung für zweckmässig, diessfalls auch über 
die Ansichten anderer Mächte sich zu erkundigen. Die betreffenden Antworten 
der Regierungen, an welche man sich gewendet hat, sind seither beim franzö
sisch. Ministerium des Äussern eingetroffen, u. gehen dahin: «Die Regierung 
Englands habe auf das Bestimmteste erklärt, dass sie zum voraus von der Erfolg-

1. Non reproduits. Cf. E 1001 (E) q 1/73 .
2. En Uruguay. Il s ’agissait de réclamations pour les dégâts subis par les étrangers durant le siège 
et la prise de la ville de Paysandu par les troupes brésiliennes, le 2 janvier 1865.
3. Du 28 août 1865. Cf. E 2 /279.
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losigkeit diessfälliger Reklamationen überzeugt, vollständig u. ganz positiv dar
auf verzichte, solche geltend zu machen. Die Regierung von Italien habe die 
Ansicht geäussert, man hätte solche Reklamationen eher gegenüber Brasilien als 
gegenüber von Uruguay zu erheben, es scheine aber nicht, dass sie wirkliche 
Reklamationen geltend zu machen beabsichtige. Das gleiche scheine der Fall zu 
seyn von Seite Preussens, obwohl lezterer Regierung grundsäzlich der Ansicht 
huldige, dass Uruguay eigentlich zu Entschädigung verpflichtet wäre. Unter sol
chen Umständen habe die französische Regierung beschlossen, den Reklamatio
nen betheiligter Franzosen in dieser Sache keine Folge zu geben, sondern solche 
auf sich beruhen zu lassen.»

2. Reklamationen, veranlasst durch den Schaden, welchen ein Armeekorps von 
Paraguay in der Provinz Rio Grande verursacht hat.

Die Regierung von Frankreich habe keine Reklamationen von Franzosen 
erhalten u. finde sich daher auch nicht veranlasst, diessfalls solche zu erheben. 
Der Direktor du Contentieux (der mehrere Jahre als Consul in diesen Gegenden 
gelebt hat) fügte noch als seine persönliche Ansicht bei: «so lange die Eingewan
derten nicht in grösserer Zahl eine Art Colonie bilden, sondern mehr isolirt unter 
den Eingeborenen leben, so haben sie das Schiksal der leztern zu theilen, u. 
Reklamationen für Entschädigung, da wo die Eingeborenen keine erhalten, 
haben wenig Aussicht auf irgend einen Erfolg.»

Indem ich Ihnen von diesen auf dem Bureau de la Direction du Contentieux 
persönlich erhaltenen renseignements Kenntniss gebe, sende ich dem im Post
skript ausgedrükten Wunsche gemäss, die Beilagen wieder zurük. /...]4

4. Dans la seconde partie de son rapport, J. C. Kern traite de la politique intérieure française.
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Le Consul général de Suisse à Washington, J. Hitz, au Conseil fédéral

RP  Washington, 1. Februar 1867

Wieder eine Woche entschwunden, und immer noch dieselbe trübe Aussicht in 
Politik, in der Natur, auf Handel und Gewerbe. Ja, leztere zwei Faktoren haben 
sich noch bedeutend verschlimmert. Der anhaltend strenge Winter, ferner die 
Vernachlässigung der nöthigen finanziellen Gesetzgebung von Seite des Con
gresses üben ihre Wirkungen in sehr bedauerlichem Masse aus. Die Wahrheit die
ser Angabe über Abnahme des Verkehrs und der gewerblichen Thätigkeit erklärt 
sich nicht blos durch die Arbeitslosigkeit vieler tausend sonst fleissiger Men
schenhände, sondern sie wird besonders auffallend bestätigt durch die entschei
dende Abnahme der Inlandsteuer, deren tägliches Ergebniss von einer Million 
Dollars (im Herbste 1866) auf circa 4—500000 Dollars gefallen ist!

Augenscheinlich ist auch der Congress auf diese unangenehmen Thatsachen 
aufmerksam geworden, oder ist von seinen Freunden und Anhängern überall im
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